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jeder Schüler und jede Schülerin, die diese Ausbil-
dung machen wollen, auch diesen Platz bekommen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie haben gesagt, die Seminare stehen mit dem 
Rücken zur Wand. Aber für diese zusätzlichen Plät-
ze, die wir von 10.000 auf die heutige Platzzahl er-
höht haben, haben sich nicht nur über 30 neue Se-
minare beworben und gegründet, sondern auch die 
bestehenden Seminare haben sich eingebracht und 
alle diese Ausbildungen der Schüler und Schülerin-
nen übernommen. Wenn das Geschäft doch so we-
nig lukrativ ist, dann frage ich mich, warum wir 30 
neue Fachseminare haben, die starten, um damit in 
die Insolvenz zu gehen. Da ist Ihre Argumentation 
überhaupt nicht logisch.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Logisch ist es aber, dass wir natürlich in Zukunft 
über die Qualität, die Veränderung und den Prozess 
bezüglich einer generalistischen Ausbildung reden 
müssen.  

Eins möchte ich aber zu der Einlassung der Kollegin 
Schneider sagen: Frau Schneider, wenn Sie sich 
hier hinstellen und sagen, Sie wissen bei dem Ge-
setz nicht, ob das eine zu hohe finanzielle Belas-
tung für den Landeshaushalt ist, und gleichzeitig 
vorschlagen, dass wir das in die Berufsbildung, also 
in das Ressort der Kollegin Löhrmann verschieben, 
dann haben Sie meines Erachtens das mit den Kos-
ten eines Landes noch nicht begriffen. Denn wenn 
wir das in den Berufsbildungsbereich überführen 
würden, würden wir ein Mehrfaches dessen an Kos-
ten für die Ausbildung übernehmen müssen, also 
eine Vervielfachung des Ansatzes im Haushalt. Das 
wäre nicht billiger, das wäre teurer, und auch das 
wäre nicht unbedingt der Schritt in die richtige Rich-
tung.  

Ich freue mich in Zukunft auf die Qualitätsdebatte, 
die wir gemeinsam auch im Zusammenhang mit der 
Generalistik führen. Aber dieses Gesetz brauchen 
wir, damit jeder, der in die Pflege will, auch wirklich 
definitiv den Schulplatz bekommt. – Danke.  

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Frau Ministerin. – Mir liegen keine weiteren Wort-
meldungen mehr vor.  

Wir kommen somit zur Abstimmung, und zwar ers-
tens über den Änderungsantrag der Fraktion der Pi-
raten Drucksache 16/7623. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer 
enthält sich? – Damit ist der Änderungsantrag 
Drucksache 16/7623 der Fraktion der Piraten ab-
gelehnt mit den Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die 
Grünen gegen die Stimmen der Piraten bei Enthal-
tung der CDU- und der FDP-Fraktion.  

(Unruhe) 

Zweitens stimmen wir ab über den Gesetzentwurf 
Drucksache 16/6092. – Ich darf doch um Aufmerk-
samkeit bitten. – Der Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales empfiehlt in Drucksache 
16/7558, den Gesetzentwurf Drucksache 16/6092 
mit den von ihm beschlossenen Änderungen anzu-
nehmen. Wir kommen zur Abstimmung über diese 
Beschlussempfehlung Drucksache 16/7558. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? – Wer enthält sich? – Damit ist die Be-
schlussempfehlung Drucksache 16/7558 ange-
nommen und der Gesetzentwurf Drucksache 
16/6092 mit den Stimmen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen gegen die Stimmen der CDU und 
der Piraten bei Enthaltung der FDP-Fraktion in 
zweiter Lesung verabschiedet.  

Wir kommen drittens zur Abstimmung über den 
Entschließungsantrag der Fraktionen von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 16/7611. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zu-
stimmen? 

(Zuruf von den PIRATEN: Oh, sechs Stim-
men!) 

 – Wer enthält sich? – Damit ist der Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen Drucksache 16/7611 ange-
nommen mit den Stimmen von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen bei Nein-Stimmen von CDU und 
Piraten und Enthaltung der FDP-Fraktion.  

Ich rufe auf:  

12 Gesetz zur Änderung der gesetzlichen Befris-
tungen im Zuständigkeitsbereich des Ministe-
riums für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung 
und Verkehr 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/7429 

erste Lesung 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, Herr Minister 
Groschek hat sich bereit erklärt, die Einbringungs-
rede zu Protokoll zu geben. (Siehe Anlage 1) Eine 
weitere Aussprache ist heute nicht vorgesehen.  

Wir kommen somit zur Abstimmung.  

(Unruhe) 

– Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich bitte doch 
für die letzten Minuten der heutigen Sitzung um Ihre 
Aufmerksamkeit – bei aller Freude auf einige Weih-
nachtsfeiern, die heute Abend anstehen.  
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Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/7429 an den Ausschuss für Bau-
en, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr – 
federführend – sowie an den Ausschuss für 
Kommunalpolitik. Wer dem seine Zustimmung ge-
ben kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer 
kann dem nicht zustimmen? Wer enthält sich? – 
Damit ist die Überweisungsempfehlung einstimmig 
angenommen.  

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt  

13 Gesetz zur Durchführung der Marktüberwa-
chung harmonisierter Bauprodukte in Nord-
rhein-Westfalen und zur Änderung der Ver-
ordnung über Zuständigkeiten nach dem 
Energieeinsparungsgesetz, dem Baupro-
duktengesetz und der Verordnung (EG) 
Nr. 765/2008  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/7430 

erste Lesung 

Auch hierzu hat sich der Minister bereit erklärt, sei-
ne Einbringungsrede zu Protokoll zu geben. 
(Siehe Anlage 2) Eine weitere Aussprache ist heute 
nicht vorgesehen.  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/7430 an den Ausschuss für Bau-
en, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr – 
federführend – sowie an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Energie, Industrie, Mittelstand und 
Handwerk. Wer dem seine Zustimmung geben 
kann, bitte ich um das Handzeichen. – Wer kann 
dem nicht seine Zustimmung geben? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

14 Gesetz zur Aufhebung von Normen aus dem 
Bereich des Umwelt- und Verbraucherschutz-
rechts 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/7474 

erste Lesung 

Herr Minister Remmel hat auf eine mündliche Ein-
bringungsrede verzichtet und sie zu Protokoll ge-
geben. (Siehe Anlage 3) Ich danke Herrn Minister 
Remmel. Eine weitere Aussprache ist nicht vorge-
sehen.  

Wir kommen somit zur Abstimmung. Der Ältestenrat 
empfiehlt die Überweisung des Gesetzentwurfs 
Drucksache 16/7474 an den Ausschuss für Kli-
maschutz, Umwelt, Naturschutz, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz. Wer dem seine Zustim-
mung geben kann, bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer kann dem nicht zustimmen? – Wer enthält 
sich? – Damit ist die Überweisungsempfehlung ein-
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

15 Verordnung des Landes Nordrhein-Westfalen 
über die Finanzierungsbeteiligung an den Kos-
ten für Beratungsstellen nach dem Schwan-
gerschaftskonfliktgesetz (Verordnung zum 
Schwangerschaftskonfliktgesetz-Ausführungs-
gesetz – AG SchKG VO) – Landtagsbeteiligung 

Vorlage 16/2530 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Familie, Kinder und Jugend 
Drucksache 16/7559 

Eine Debatte hierzu ist nicht vorgesehen.  

Wir kommen deshalb zur Abstimmung. Der Aus-
schuss für Familie, Kinder und Jugend empfiehlt in 
Drucksache 16/7559, das Einvernehmen zum Er-
lass der Verordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen über die Finanzierungsbeteiligung an den 
Kosten für Beratungsstellen nach dem Schwanger-
schaftskonfliktgesetz – Vorlage 16/2530 – zu ertei-
len. Wir kommen zur Abstimmung über das Einver-
nehmen zu der Verordnung Vorlage 16/2530. Wer 
dem seine Zustimmung geben kann, bitte ich um 
das Handzeichen. – Wer kann dem nicht zustim-
men? – Wer enthält sich? – Damit ist das Einver-
nehmen zur Verordnung 16/2530 einstimmig her-
gestellt.  

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 

16 Abkommen über die Finanzierung des „Deut-
schen Zentrums Kulturgutverluste“ 

Antrag 
der Landesregierung 
auf Zustimmung 
zu einem Staatsvertrag 
gemäß Artikel 66 Satz 2 
der Landesverfassung 
Drucksache 16/7405 – Neudruck 

Beschlussempfehlung 
des Hauptausschusses 
Drucksache 16/7562 

Eine Debatte ist nicht vorgesehen. Der Abgeordnete 
Marsching möchte aber nach § 47 der Geschäfts-
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